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Als Amtierender Vorsitzender der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit
in Europa (OSZE) wurde Bundesrat Flavio Cotti (Schweiz) mit Jahresbeginn durch
den dänischen Außenminister Niels Helveg Petersen abgelöst; den Vorsitz des Stän-
digen Rates übernahm Botschafter Lars Vissing; die Troika besteht aus den Vertre-
tern der Dänemarks, der Schweiz und Polens, das 1998 den Vorsitz übernehmen
wird. Die Tendenz, daß der Vorsitz, wenn dies erforderlich scheint, selbständig
agiert (zum Beispiel Erklärungen abgibt oder einen Persönlichen Vertreter in ein
Krisengebiet entsendet) und sich hierzu der Unterstützung der Troika-Mitglieder
versichert, hat sich fortgesetzt. Als Generalsekretär amtiert seit Mitte Juni 1996
Giancarlo Aragona. Das zentrale Organ für die gemeinsame Meinungs- und Ent-
scheidungsbildung der Teilnehmerstaaten ist nach wie vor der „Ständige Rat" -
mit wöchentlichen regulären Plenarsitzungen und zahlreichen wochentags stattfin-
denden informellen Beratungsrunden zu verschiedenen Themen. Die Tagungshäu-
figkeit des „Hohen Rates" (bestehend aus den Politischen Direktoren der Außen-
ministerien, allerdings nicht selten auch deren Vertretern) hat weiter abgenommen,
doch immer wieder nehmen Außenminister oder ihre Stellvertreter die Gelegenheit
wahr, vor dem Ständigen Rat zu sprechen1. Die Kontakte und Kooperationsbezie-
hungen mit zahlreichen anderen internationalen Organisationen wurden erweitert.
Formalisierte Beziehungen bestehen allerdings nach wie vor nur zur UNO.

Das Budget der OSZE belief sich 1995 auf etwas mehr als 325 Mio. Schilling -
ohne den Zusatzhaushalt für die Aktivitäten in Bosnien-Herzegowina. Im Jahre
1996 war ohne diese Sonderausgaben eine Summe von etwas über 310 Mio. Schil-
ling vorgesehen, dazu ein Betrag von knapp 245 Mio. Schilling für die Operatio-
nen in Bosnien-Herzegowina. Insgesamt ergab sich 1996 ein Budgetumfang von
etwas mehr als 546 Mio. Schilling. Für 1997 liegt der reguläre Budgetansatz bei
gut 323 Mio. Schilling, der Ansatz des Sonderbudgets für die Operationen in Bos-
nien-Herzegowina zusätzlich bei 295,5 Mio. Schilling.

Außerhalb der von den Teilnehmerstaaten zu leistenden Budgetbeiträge gab es
schon früher zweckgebundene Fonds, für die wohlhabende und interessierte Teil-
nehmerstaaten freiwillig Zusatzdotationen zur Verfügung stellten. Im Jahre 1996
wurde ein derartiger Fonds auch zugunsten von OSZE-Bemühungen für Frieden,
Demokratie und Stabilität in Bosnien-Herzegowina errichtet; bis Ende 1996 wur-
den nahezu 500 Mio. Schilling eingezahlt, aber - im Hinblick auf die Notwendig-
keit, auch in den Folgejahren entsprechend zu agieren - nur zum Teil ausgegeben.
Nach wie vor ist die OSZE, insbesondere angesichts der Breite ihres Aufgabenfel-
des, eine der am wenigsten kostspieligen internationalen Organisationen überhaupt;
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unter anderem deshalb, weil viele Funktionsträger von den Teilnehmerstaaten
dienstlich abgeordnet werden, also das Personalbudget der Organisation selbst
nicht belasten.

Vertrauensbildung und Rüstungskontrolle

Die zweite alle Teilnehmerstaaten umfassende Wiener OSZE-Institution, das
„Forum für Sicherheitskooperation", hat im Vorfeld des Gipfels von Lissabon zwei
Dokumente erarbeitet, die zur Verbesserung und Verdichtung des bestehenden
Gefüges von Regimen zur Stabilisierung der militärischen Sicherheit führen sol-
len. Es handelt sich zum einen um Rahmenleitlinien für die Weiterentwicklung des
europäischen Rüstungskontrollsystems, und zwar auf Grund einer gemeinsamen
Einschätzung bestehender und erwartbarer Herausforderungen sowie mit dem Ziel,
die verschiedenen bestehenden Verträge und Vereinbarungen weiterzuentwickeln
und so miteinander zu verknüpfen, daß dadurch das OSZE-Gebiet zu einem „unteil-
baren gemeinsamen Sicherheitsraum" wird.2 Zum anderen werden in einem
Arbeitsprogramm für das Forum selbst Schwerpunkte künftiger Tätigkeit definiert,
unter anderem im regionalen Rahmen.3 Beide Texte sind, als Ergebnis jahrelanger
Arbeit, aus verschiedenen Gründen eher dürftig:

Regionale Rüstungskontrollregime sind schon lange ein wiederkehrendes Thema
in der OSZE. Der wichtigste Anwendungsfall des Prinzips betrifft den Raum des
ehemaligen Jugoslawien; die OSZE wirkte bei der Bemühung um entsprechende
Vereinbarungen zwar mit, aber die wesentlichen Weichenstellungen erfolgten in
Dayton.

Leicht lassen sich europäische Teilregionen identifizieren, für die ein spezifi-
scher Bedarf an Vertrauensbildung und Stabilisierung besteht. Im Prinzip ist es
auch ein einleuchtender Gedanke, entsprechende Bemühungen in den Gesamtzu-
sammenhang des OSZE-Prozesses einzubetten und von der Gesamtheit der Teil-
nehmerstaaten unterstützen zu lassen. Aber in den betreffenden Gegenden beste-
hen oft heikle Interessenkonstellationen, etwa in der Nachbarschaft von Großmäch-
ten wie Rußland. Der kaukasische Raum ist ein aufschlußreiches Beispiel.

Die OSZE kann über die einschlägigen Entwicklungen nicht aus eigener Zustän-
digkeit disponieren. Die Verhandlungen über die Anpassung des Vertrags über Kon-
ventionelle Streitkräfte in Europa (VKSE) und über die Beziehungen zwischen der
NATO und Rußland sowie zwischen der NATO und der Ukraine finden jeweils in
einem anderen Rahmen statt, und Entsprechendes wird auch für die bevorstehen-
den Verhandlungen zur NATO-Osterweiterung gelten. Das „Gesetz des Handelns"
steht der OSZE nicht zu Gebote. Dem Sicherheitsforum bleibt unter diesen Umstän-
den nur eine begrenzte Gestaltungschance.

Anfang März 1997 veranstaltete das „Forum" das jährliche Treffen zur Exami-
nierung der Einhaltung und Durchführung der OSZE-Verpflichtungen im Sicher-
heitsbereich. Der Durchführungsüberprüfung des 1994 beschlossenen „Verhaltens-
kodex" soll im Herbst 1997 eine besondere Konferenz gewidmet werden; dabei
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geht es um heikle Angelegenheiten, wie die demokratische politische Kontrolle der
bewaffneten Kräfte sowie bestimmte Normen und Regeln für deren Einsatz in Frie-
den und Krieg - Bestimmungen, die über die international geltenden Konventionen
hinausgehen. Um den sensiblen Charakter beispielhaft anzudeuten: In Verbindung
mit dem Tschetschenienkonflikt wurde Rußland vorgeworfen, durch die über-
mäßige Anwendung von Waffengewalt gegen den „Kodex" verstoßen zu haben.
Rußland selbst verwies andererseits auf die im Kodex statuierte Pflicht eines jeden
Staates, alle bewaffneten Kräfte im Lande unter die Kontrolle der verfassungs-
mäßigen Organe zu bringen - also insbesondere „Rebellen", notfalls gewaltsam,
zu entwaffnen. Daneben gibt es nach wie vor Ansätze zu einem dem Forum oblie-
genden „Sicherheitsdialog"; so haben zum Beispiel die von Rußland im Februar
1997 der Öffentlichkeit mitgeteilten Ziele seiner Baltikumspolitik zu einem Mei-
nungsaustausch geführt.4

Wichtiger als die Arbeiten des „Forums" sind derzeit wohl die schon erwähnten
Verhandlungen zur Anpassung der VKSE-Bestimmungen an die neue Lage. Der
Vertrag war noch im Zeichen des Gegenübers von NATO und Warschauer Ver-
tragsorganisation ausgehandelt worden - seine Grundgedanken waren einerseits
der vorrangige Abbau von Potentialen und andererseits das Potentialgleichgewicht
zwischen den beiden Staatengruppen. Für beides sind mittlerweile die Vorausset-
zungen entfallen. Andererseits empfand Rußland die Höchstgrenzen für bestimmte
Subregionen - insbesondere an der „Südflanke" - angesichts der dortigen bewaff-
neten Auseinandersetzungen, als unbefriedigend. Es gab offene Hinweise, daß man
sich, nach dem Motto „Not kennt kein Gebot", bei einer westlichen Revisionsver-
weigerung über die Bestimmungen hinwegsetzen werde. Schon im Frühjahr 1996
hatte eine diesbezügliche Überprüfungskonferenz stattgefunden; dort konnte man
dem russischen Verlangen ohne formelle Vertragsänderung - durch Uminterpreta-
tion bestimmter Nebenabreden - in gewissem Maße Rechnung tragen, was freilich
Besorgnisse in Nordeuropa auslöste, weil die neuen „Flankenregelungen" symme-
trisch angelegt sind.

In Lissabon wurde im Dezember 1996, am Rande des OSZE-Gipfels, eine
grundlegende Neufassung des Vertrages beschlossen. Die Verhandlungen begannen
Ende Januar 1997 im Rahmen der Wiener Gemeinsamen Beratungsgruppe und the-
matisierten zunächst die Verfahrensweisen. Einen Monat später legten die NATO-
Staaten ein inhaltlich ausgerichtetes Dokument vor: an die Stelle der Balancierung
zwischen „Staatengruppen" sollen nationale und territoriale Obergrenzen treten;
insgesamt soll das zulässige Niveau abgesenkt werden. Eine gewisse Stationie-
rungsflexibilität soll zulässig sein, aber für die früher zum Ostblock gehörenden,
nun aber am NATO-Beitritt interessierten Staaten sowie für Belarus (Weißrußland),
die russische Exklave Kaliningrad (Königsberg) und den Westteil der Ukraine soll
eine Erhöhung der zulässigen Streitkräfte- und Rüstungsniveaus ausgeschlossen
werden. Mittlerweile sind die Verhandlungen über die Substanz der Regelungen
aufgenommen worden. Beitritte anderer Staaten zum Vertrag und zum in der Folge
abgeschlossenen Abkommen über höchstzulässige Personalstärken sollen bei

Jahrbuch der Europäischen Integration 1996/97 389



ANDERE EUROPÄISCHE ORGANISATIONEN UND STAATEN

Zustimmung der Vertragsparteien möglich sein. In Folge der VKSE-Verpflichtun-
gen sind inzwischen mehr als 40.000 entsprechende Waffensysteme verschrottet
worden, davon mehr als 35.000 in den ehemaligen Warschauer Pakt Staaten.5

Der Lissabonner OSZE-Gipfel

Die alle zwei Jahre stattfindenden Gipfeltreffen gelten als Höhepunkte des OSZE-
Geschehens. In den Wochen zuvor wird die abgelaufene Arbeitsperiode kritisch
gewürdigt, seit einiger Zeit auch unter Mitwirkung nichtgouvernementaler Organi-
sationen; außerdem wird intensiv über die von den Staats- und Regierungschefs zu
proklamierenden Texte verhandelt. Das am 2. und 3. Dezember 1996 in Lissabon
abgehaltene Gipfeltreffen war jedoch weniger spektakulär oder ertragreich als die
meisten seiner Vorgänger. Das eigentliche Abschlußdokument6 besteht aus der
„Gipfelerklärung" sowie aus der „Erklärung von Lissabon über ein gemeinsames
und umfassendes Sicherheitsmodell für Europa im 21. Jahrhundert". Die Gipfeler-
klärung bringt nicht viel Neues; altbekannte OSZE-Prinzipien werden zum wieder-
holten Mal bekräftigt: die Demokratie und den Rechtsstaat zu stabilisieren, die
Rüstungskontrolle weiterzuführen, Rassismus und aggressiven Nationalismus,
Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus zu bekämpfen, „ethnische Säuberun-
gen" und Massenvertreibungen zu unterlassen, die wirtschaftliche, ökologische
sowie soziale Zusammenarbeit zu verstärken, und anderes.

Ausführlich wird die Konsolidierung und die Weiterführung des Friedenspro-
zesses in Bosnien-Herzegowina gewürdigt bzw. angemahnt und die dabei von der
OSZE wahrgenommene Rolle betont. Die Probleme Jugoslawiens - Fortschritte
der Demokratisierung und die Lösung des Kosovo-Problems eingeschlossen - wer-
den als dringlich bezeichnet und eine Mitwirkung der OSZE hierbei angeboten.
Ferner werden die Probleme Georgiens und Moldawiens sowie das Tschetsche-
nien-Problem angesprochen. Keine Erwähnung findet der Konflikt um Nagorno-
Karabach, wo der Waffenstillstand inzwischen mehr als zwei Jahre lang hält, ohne
daß es zu der seit langem vorbereiteten ersten OSZE-eigenen „Peacekeeping"-Ope-
ration der OSZE kam. Vielmehr drohte die Verabschiedung der ganzen Gipfeler-
klärung am Dissens zwischen Armenien und Aserbaidschan über einen entspre-
chenden Absatz zu scheitern. Schließlich wurde dem Dokument als Anhang eine
„Erklärung des amtierenden Vorsitzenden" beigegeben, die das Bedauern über den
Dissens der Streitparteien zum Ausdruck bringt und die an den von fast allen
OSZE-Staaten bejahten Grundsätzen einer Konfliktregelung festhält: dem Fortbe-
stand der territorialen Integrität Armeniens und Aserbaidschans bei gleichzeitiger
Zuerkennung einer weitgehenden Autonomie an die zum Staatsgebiet Aserbaid-
schans gehörende Region Nagorno-Karabach sowie einer übergreifenden Sicher-
heitsgarantie für Nagorno-Karabach und seine Bevölkerung.

Daß das Treffen von Lissabon keinen Durchbruch mit sich brachte, liegt wohl
auch darin begründet, daß das einvernehmliche Zusammenwirken der wichtigsten
Akteure zu wünschen übrig ließ - insbesondere auf Grund des Dissenses über die
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NATO-Osterweiterung, der in Lissabon von mehreren Gipfelteilnehmern unver-
hohlen angesprochen wurde.

Das Thema „Sicherheitsmodell für das 21. Jahrhundert"

Die schon erwähnte „Erklärung von Lissabon" über das „Sicherheitsmodell" stellt
lediglich ein Zwischenergebnis der Befassung der OSZE mit diesem Projekt dar.
Es war ein Anliegen Rußlands, die „KSZE" zu einer wirklichen internationalen
Organisation mit völkerrechtlicher Vertragsgrundlage und einem nicht die Vertreter
aller Staaten umfassenden Lenkungsorgan umzugestalten, um so dem Leitbild eines
gesamteuropäischen kollektiven Sicherheitssystems - einer Art von Euro-UNO -
näherzukommen. Konsensfähig war jedoch nur die rechtlich folgenlose Umbenen-
nung der KSZE inklusive der Vereinbarung, bis zum Lissabonner Gipfel über eine
umfassendere gesamteuropäische Sicherheitsarchitektur nachzudenken. Die über-
wiegende Mehrheit der Teilnehmerstaaten war für die Moskauer Vorstellungen
nicht zu gewinnen, sondern betrachtete das „Sicherheitsmodell" als Markenzei-
chen für einen andauernden, pragmatisch und flexibel betriebenen Prozeß des
Zusammenwirkens der bestehenden relevanten Organisationen - und zwar ohne
jede hierarchische Überordnung (Rußland hätte gern die NATO dem erhofften
übergreifenden Gebilde subordiniert). Die Lissabonner Erklärung spiegelt die maß-
gebliche Meinung wider, die im Zeichen der Formel von einem „gemeinsamen
Sicherheitsraum ohne Trennlinien" steht. Die OSZE soll weiterentwickelt und aus-
gebaut werden, doch jeder Staat hat nach wie vor das Recht, „seine Sicherheitsver-
einbarungen einschließlich von Bündnisverträgen frei zu wählen oder diese im
Laufe der Entwicklung zu verändern", das heißt die gesamteuropäische Modelldis-
kussion kann und darf eine NATO-Erweiterung nicht hemmen. Mit Hilfe einer
„Plattform für kooperative Sicherheit" soll das produktive Zusammenwirken zwi-
schen der OSZE und anderen Sicherheitsorganisationen erleichtert werden. Mit
anderen Worten: die europäische Sicherheitsarchitektur wird sich nicht im Sinne
der russischen Vorstellungen verändern. Die bestehende Konstellation wird durch
die NATO-Osterweiterung und durch die am 27. Mai 1997 in Paris unterzeichnete
„Grundakte" über die Beziehungen zwischen Rußland und der NATO zusätzliche
Akzente erhalten, die westlichen Vorstellungen entsprechen und die Übernahme
einer wirklich beherrschenden Rolle durch die OSZE ausschließen soll.

Die Mitverantwortung der OSZE für die Entwicklung in Bosnien-Herzegowina

Nach wie vor stellt die Mitwirkung der OSZE an der Umsetzung der Weichenstel-
lungen von Dayton ihre größte Herausforderung dar.7 Die unter Leitung von Bot-
schafter Robert H. Frowick stehende OSZE-Mission in Bosnien-Herzegowina (die
umfangreichste ihrer Art) erhielt ursprünglich ein relativ großzügig formuliertes
Mandat. Der Missionsleiter muß die Aktivitäten mit den anderen „vor Ort" befind-
lichen Akteuren abstimmen (mit dem IFOR- bzw. SFOR-Oberbefehlshaber, mit
dem „Hohen Repräsentanten", mit den Amtsträgern von Bosnien-Herzegowina und
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der beiden „Entities", der Bosnisch-Kroatischen Föderation und der Republika
Srpska. Gegenüber den OSZE-Institutionen hat er indessen eine relativ starke
Position.

Die wichtigste Aufgabe haben die Vorbereitung und die Durchführung der
Wahlen dargestellt. Die Wahlen zur Präsidentschaft und zu den Vertretungskörper-
schaften der Entities, durchgeführt am 14. September 1996 - dem spätesten nach
Maßgabe der Dayton-Vereinbarungen möglichen Termin - liefen zwar relativ
geordnet ab, doch die eigentlich als erforderlich geltenden Voraussetzungen und
Umfeldbedingungen waren nicht gegeben. Von der erforderlichen Bewegungsfrei-
heit, von der Rückkehr der Flüchtlinge und Vertriebenen, von einem fairen und
konstruktiven Dialog zwischen den verschiedenen Kräften konnte kaum die Rede
sein, und auch nicht von der effektiven Strafverfolgung der mutmaßlichen Kriegs-
verbrecher. Mängel wies auch das Wahlgeschehen selbst auf: Oft waren die Wähler-
listen nicht korrekt; die Bestimmung, daß jeder Bürger dort wählen kann, wo er
1991 registriert war, war nicht durchzusetzen. Grenzübertritte in die ehemalige
Heimat kamen höchst selten vor und galten als gefährlich und so wagten von
150.000 wahlberechtigten Bosniaken schließlich nur 12.000 bis 17.000 den Grenz-
übertritt, wobei sie häufig Schikanen ausgesetzt waren. Gleichwohl wurden die
Wahlergebnisse hinterher als akzeptabel bezeichnet. Sie stärkten die im jeweiligen
Gebiet dominanten nationalistischen Parteien; deren unkonziliante Haltung stabili-
siert und „legitimiert" wurde, was zur Folge hatte, daß die Gewählten zunächst nur
mit Mühe dazu zu bewegen waren, die gemeinsamen Institutionen zu konstitu-
ieren; und danach kamen diese Institutionen ihren Aufgaben kaum nach, weil die
Kooperationsbereitschaft der aus den drei Volksgruppen kommenden Amtsinhaber
nicht gegeben war. So charakterisierte der Hohe Repräsentant Carl Bildt die „Poli-
tik" der jeweils dominanten Kräfte als „Fortsetzung des Krieges mit anderen Mit-
teln".8

Aus den Erfahrungen mit den Septemberwahlen zog die OSZE den Schluß, daß
die Kommunalwahlen jedenfalls unter günstigeren Bedingungen stattfinden müß-
ten. Der Termin dafür wurde mehrmals verschoben und schließlich auf den 13. und
14. September 1997 festgelegt. Der Leiter der OSZE-Mission hat dem Ständigen
Rat zur Vorbereitung dieser Wahlen umfangreiche und imponierende Pläne unter-
breitet. Aber noch ist nicht abzusehen, ob die Mission ihrer Aufgabe, durch die
Vorbereitung und Sicherung der Wahlen sowie die Sorge um den baldigen korrek-
ten Amtsantritt der fair Gewählten zur Erneuerung des friedlichen politischen
Lebens beizutragen, gerecht werden kann.

Eine der weiteren Verantwortungsbereiche der OSZE in bezug auf Bosnien-Her-
zegowina betrifft die militärische Stabilisierung als Bedingung für die Wahrung
des Friedens zwischen den Beteiligten.9 Diese wird nunmehr von der OSZE (ver-
treten durch Botschafter Marton Krasznai, einem erfahrenen ungarischen OSZE-
Diplomaten) überwacht und unterstützt.

Eine andere Verhandlungsrunde unter Leitung eines OSZE-Diplomaten (des
hierzu vom Amtierenden Vorsitzenden bestellten Botschafters Vigleik Eide) hatte
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die Aufgabe, zwischen Rest-Jugoslawien, Kroatien und Bosnien-Herzegowina
Rüstungsreduktionsvereinbarungen zustandezubringen.10 Der Abkommensab-
schluß erfolgte auf Grund eines Formulierungsstreites erst nach dem verpflichtend
vorgesehenen Termin (am Rande einer internationalen Jugoslawienkonferenz in
Florenz am 14. Juni 1996). Auch die Umsetzung dieses Abkommens erwies sich -
unter Einschaltung der von Botschafter Eide präsidierten multilateralen Beratungs-
kommission - als mühsam, weil manche Beteiligte die Bestimmungen unkorrekt
auszulegen oder die Durchführung zu blockieren versuchten. Immerhin begann
noch im Herbst 1996 die verpflichtend vorgesehene Waffenreduktion; sie soll durch
Zerstörung der überzähligen Systeme bis zum 31. Oktober 1997 abgeschlossen
sein.

Übrigens sieht das in Dayton ausgehandelte Abkommen über Regionale Stabili-
sierung außerdem vor, daß ein die ganze Region umfassendes Abkommen über
Rüstungskontrolle, über die Herstellung eines angemessenen militärischen Kräfte-
verhältnisses, über ein Inspektionsregime und über die Bildung einer ständigen
Streitschlichtungskommission (unter Beteiligung der OSZE) abgeschlossen wer-
den soll.11 Bis heute ist noch nichts zur Umsetzung dieser Verpflichtung unternom-
men worden.

Ein neuartiges Engagement der OSZE in Jugoslawien: Die Gonzalez-Mission

Seit Jahren ist die Mitwirkung Belgrads an den Arbeiten der OSZE suspendiert.
Nach Abschluß der Dayton-Vereinbarungen, die Slobodan Milosevic mitgetragen
hat, gab es schon mehrmals Überlegungen, ob nicht eine „Normalisierung" der
Beziehungen an der Zeit sei.12

Bei den Parlamentswahlen im November 1996 errang die Regierungskoalition
84, das Oppositionsbündnis „Zajedno" 22 Sitze; auf Ersuchen von Außenminister
Milutinovic hatte die OSZE Wahlbeobachter entsandt, was der Ständige Rat als ein
positives Zeichen wertete. Die am 17. November durchgeführten Kommunalwah-
len in Serbien bringen jedoch der Opposition Siege sowohl in Belgrad als auch
einer Reihe weiterer Städte. Die Ergebnisse werden aber am 23. November auf
dubiose Weise gerichtlich annulliert, was mehrwöchige Massendemonstrationen
gegen die Regierung auslöste.

Nach Interventionen des US-Außenministers Warren Christopher und des italie-
nischen Außenministers Lamberto Dini lädt Außenminister Milan Milutinovic am
12. Dezember 1996 die OSZE zur Entsendung einer Delegation ein, die sich davon
überzeugen soll, daß alles mit rechten Dingen zugegangen ist. Am 17. Dezember
ernennt der Amtierende Vorsitzende den ehemaligen spanischen Regierungschef
Felipe Gonzalez zu seinem Persönlichen Vertreter, der daraufhin nach Belgrad
reist, Gespräche mit Regierungs- und Oppositionsvertretern führt, und Einsicht in
die Wahlunterlagen nimmt. Am 27. Dezember legt er seinen Bericht vor. Danach
entsprachen die Wahlergebnisse vom 17. November dem Mehrheitswollen, und
zwar sowohl in den Fällen des Oppositionssieges als auch dort, wo die Koalitions-
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Parteien die Mehrheit erhielten. Das Wahlergebnis sei zu respektieren. Die Annul-
lierungsurteile seien ungerechtfertigt.

Im Februar 1997 fordert Milosevic den Premierminister Mirko Marjanovic auf,
die von der OSZE-Mission dargelegten Wahlresultate sozusagen aus Gründen der
Staatsraison durch ein von der Regierung einzubringendes Sondergesetz als gültig
zu erklären, was in der Folge auch geschah. Im März wurde einer der Oppositions-
führer, Zoran Djindjic, zum Bürgermeister von Belgrad gewählt.

Ein neuer Notstandsfall: Die OSZE und die Krise in Albanien

Während nach dem Zusammenbruch seines kommunistischen Herrschaftssystems
Albanien im Kreis der demokratischen Nationen und auch in der OSZE hoffnungs-
voll willkommen geheißen worden war, gaben bereits die im Mai 1996 durchge-
führten Parlamentswahlen Anlaß zur Besorgnis. Die Opposition warf der Regie-
rungspartei massive Wahlmanipulation vor und boykottierte den 2. Wahlgang sowie
die am 16. Juni in zahlreichen Wahlkreisen durchgeführte Wahlwiederholung - mit
dem Ergebnis, daß Präsident Berishas „Demokratische Partei" 122 der 140 Parla-
mentsmandate errang. Als im Herbst 1996 Kommunalwahlen angesetzt wurden,
versuchte die Regierung, das OSZE-Büro für Demokratische Institutionen und
Menschenrechte in bezug auf die Zusammensetzung des Wahlbeobachterteams
unter Druck zu setzen, woraufhin die OSZE die Wahlbeobachtung gänzlich absagte.

Die Spannungen zwischen Regierungs- und Oppositionskräften stellten bereits
eine politische Krise dar, als Anfang 1997 der Zusammenbruch der „Pyramiden-
spiele" - und damit der Vermögensverlust großer Teile der gutgläubig auf die Ver-
sprechungen der Veranstalter hereingefallenen Bevölkerung - die Stimmung im
Lande aufs äußerste destabilisierte. Den Regierenden wurde vorgeworfen, sie hät-
ten dem großen Volksbetrug einfach zugesehen, wenn sie nicht gar mit den Veran-
staltern der Pyramidenspiele in Verbindung gestanden hätten. Am 1. März 1997
trat Alexander Meksi als Regierungschef zurück, tags darauf beschloß das Parla-
ment den Ausnahmezustand, am folgenden Tag wählte es Präsident Sali Berisha
erneut für fünf Jahre zum Präsidenten, und am 4. März beschloß die Führung den
Einsatz der Armee gegen Demonstranten im Süden. Dies löste das Chaos aus, Auf-
ständische vor allem im Süden plünderten Waffenlager, und Teile der Armee liefen
zu ihnen über. Die Forderung der bewaffneten Opposition nach dem Rücktritt
Berishas wurde in Tirana abgelehnt.

Am 4. März forderte der Amtierende Vorsitzende der OSZE die politischen
Kräfte zu einer gewaltlosen Lösung der Probleme im Wege des Dialogs auf,
ernannte den ehemaligen österreichischen Bundeskanzler zu seinem Persönlichen
Vertreter und ersuchte ihn, nach Albanien zu reisen und sich um angemessene
Aktionen zu bemühen und die Bereitschaft der OSZE zur Unterstützung albani-
scher Bemühungen um eine Bewältigung der Krise zum Ausdruck zu bringen.

In Tirana führte Vranitzky entsprechende Gespräche mit Präsident Berisha,
Oppositionspolitikern, Vertretern der richterlichen Gewalt sowie gesellschaftlicher
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Organisationen und Massenmedien. Dies führte zu einem Programm zur nationa-
len Versöhnung und zur Bereitschaft Präsident Berishas, eine breite Koalitionsre-
gierung zu bilden und Neuwahlen abzuhalten. Die OSZE nahm daraufhin ein breit
angelegtes Engagement in Aussicht, das die Assistenz beim politischen Dialog, die
Mitwirkung und Supervision bei der Vorbereitung und Durchführung von Neu-
wahlen und die Mitwirkung bei der Entwaffnung der Bevölkerung umfassen sollte.

Auch die Europäische Union entschloß sich zu einem eigenen Engagement,
jedoch ohne die Entsendung militärischer Kräfte. Der Vorsitzende des UNO-Sicher-
heitsrates signalisierte „grünes Licht" aus New York für die entsprechenden
Bemühungen. Vranitzky traf, begleitet von Vertretern der Europäischen Union und
des Europarates, erneut mit Sprechern der albanischen Kräfte zusammen, unter
anderem mit dem neuen sozialistischen Chef der Übergangsregierung, Bashkim
Fini, Außenminister Arian Starova - und dann auch mit Vertretern der an der Spitze
des Aufstandes stehenden „Bürgerkommittees" aus elf Städten. Nach seiner Rück-
kehr forderte Vranitzky ein rasches und koordiniertes Handeln der Staatengemein-
schaft, um erstens zur Wiederherstellung friedlicher Verhältnisse beizutragen („Sta-
bilisierung"), zweitens den Wiederaufbau zu fördern und drittens die Entwicklung
einer funktionierenden Demokratie zu ermöglichen. Alle in Frage kommenden
internationalen Organisationen sollten sich hieran beteiligen, und die Aufgabe der
Sicherung des inneren Friedens müßte von einer „Coalition of the willing" über-
nommen werden.

Der Ständige Rat der OSZE sprach sich zugunsten von Vranitzkys Ideen aus,
der Amtierende Vorsitzende und der Generalsekretär führten Konsultationen über
die möglichen Aktionen durch, der EU-Rat erklärte die Bereitschaft der Europäi-
schen Union, an Albanien-Aktionen im Rahmen der Koordinierungsbemühungen
der OSZE mitzuwirken, nachdem die EU selbst eine Mission nach Albanien ent-
sendet hatte. Italien entschloß sich, mit Zustimmung der albanischen Regierung
und des Sicherheitsrates13 eine multinationale „Protection Force" aufzustellen, die
die Übermittlung humanitärer Hilfe sowie die Sicherheit der Missionen internatio-
naler Organisationen vor Ort gewährleisten soll, ohne zugleich in Albanien allge-
meine Polizeiaufgaben zu übernehmen. Die „Operation Alba" steht unter dem
Kommando von Generalleutnant Forlani und wird mit 6.000 Soldaten aus verschie-
denen OSZE-Staaten durchgeführt.

Zugleich beschloß der Ständige Rat der OSZE, eine Mission in Albanien zu sta-
tionieren, einerseits zur Koordinierung der verschiedenen multinationalen
Bemühungen, andererseits zur Wahrnehmung eigener Aufgaben. Vranitzky
bemühte sich insbesondere um einen Kompromiß zwischen den zerstrittenen Par-
teien über das Wahlrecht für die am 29. Juni 1997 angesetzten Neuwahlen.

„Business as usual" — und einiges mehr

Im übrigen führte die OSZE ihre in den Grundzügen bekannten Aktivitäten weiter
und weitete sie sogar noch aus. Im vergangenen Jahr waren zehn „Langzeitmissio-
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nen" in OSZE-Teilnehmerstaaten stationiert; darüber hinaus die sogenannte „Assi-
stenzgruppe" in Tschetschenien. Die Missionschefs berichteten dem Ständigen Rat
ausführlich über die Entwicklung und ihre Aktivitäten vor Ort. Etwa halbjährlich
fanden auch mündliche Berichte der Missionschefs vor dem Ständigen Rat statt.

Die Übernahme einer übergeordneten Koordinierungs- und Leitungsrolle inner-
halb der europäischen Sicherheitsarchitektur durch die OSZE hat zwar weiter an
Wahrscheinlichkeit verloren, doch das Wirken der OSZE für die Stabilisierung in
Europa spielt nach wie vor eine unverzichtbare Rolle. Das gilt nicht nur für jene
Anlässe und Vorgänge, die größere öffentliche Aufmerksamkeit finden, sondern
besonders auch für das oft unbemerkte Wirken ihrer Verantwortungsträger, etwa
des Minderheitenkommissars und der Missionen „vor Ort".

Anmerkungen
Der ranghöchste Gast aus Rußland war
Außenminister Jewgenij Primakow, der rang-
höchste Gast aus den USA Unterstaatsse-
kretär John Kornblum.
„Ein Rahmen für die Rüstungskontrolle"
(Entscheidung Nr. 8/96 vom 1.Dezember
1996).
„Entwicklung der Agenda des Forums für
Sicherheitskooperation" (Entscheidung
Nr. 9/96 vom 1. Dezember 1996).
In dem Dokument ist nicht nur von der
Bemühung um regionale Sicherheit und um
die Kooperation mit den Nachbarstaaten die
Rede, sondern auch vom Schutz der Rechte
der in den baltischen Staaten lebenden russi-
schen „Landsleute", von der Abwehr letti-
scher Gebietsansprüche und von der notwen-
digen Beseitigung krimineller Bedrohungen,
die von baltischen Territorien ausgehen.
Der VKSE sah in der Fassung von 1990 für
beide Staatengruppen maximal je rund
20.000 Kampfpanzer, 30.000 gepanzerte
Fahrzeuge (ACV), 20.000 Artilleriegeschütze
größeren Kalibers, 6.800 Kampfflugzeuge
und 2.000 Kampfhubschrauber zu; Mehrbe-
stände mußten vernichtet werden.

6 Text in: Bulletin des Presse- und Informati-
onsamts der Bundesregierung 9 (1997),
S. 77ff.; ferner: Internationale Politik 5
(1997), S. 72ff.

7 So die Einleitungsbemerkung des Generalse-
kretärs der OSZE in seinem Jahresbericht
1996, Doc. SEC/3/96/Corr. v. 15.1.1997.

8 Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung v.
7.5.1997; Süddeutsche Zeitung v. 2.5.1997.

9 Gemäß Artikel II des Abkommens über
Regionale Stabilisierung (Anhang 1-B zum
Allgemeinen Rahmenabkommen von
Dayton).

10 Gemäß Artikel IV dieses Abkommens.
11 Gemäß Artikel V dieses Abkommens.
12 Manche Delegationen bestehen darauf, daß

die jetzige Bundesrepublik Jugslawien nicht
einfach den alten Belgrader KSZE-Sitz wie-
der einnehmen könne, sondern sich dem zur
Zeit der Wende für die Neuzulassung einge-
führten Examinierungsverfahren hinsichtlich
der menschen- und minderheitenrechtlichen,
pluralistisch-demokratischen und rechtsstaat-
lichen Verhältnisse unterwerfen müsse.

13 Resolution 1101/07 v. 28.3.1997.
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